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EU-Verordnung (2019/1148) über die Vermarktung und 
Verwendung von Ausgangsstoffen für Explosivstoffe – 
Auflagen und Pflichten für die Batterieindustrie und der 
nachgelagerten Lieferkette 
 
 

Allgemeines 

 

Bestimmte Stoffe oder Gemi-
sche sind Ausgangsstoffe für 
Explosivstoffe und können 
daher zur Herstellung von 
selbstlaborierten Sprengsät-
zen und zu terroristischen 
Zwecken missbraucht wer-
den. Deshalb verbietet die 
Verordnung (EU) 2019/1148 
(im Folgenden nur Verord-
nung) den Erwerb einiger 
dieser Stoffe von bestimmten 
Konzentrationswerten an 
durch Privatpersonen.  
Zugleich enthält sie Melde-
pflichten in Bezug auf ver-
dächtige Transaktionen und 
das Abhandenkommen die-
ser Stoffe („regulierte Aus-
gangsstoffe“).  
 
Die Verordnung tritt am  
ersten Februar 2021 in Kraft 
und ersetzt die bisher gültige 
Verordnung (EU) 98/2013. 
Betroffen sind Privatper-
sonen und Wirtschaftsteil-
nehmer, die Ausgangsstoffe 
für Explosivstoffe herstellen, 
erwerben, importieren, in 
Verkehr bringen, abgeben 
oder damit Handel betreiben. 
Die Verordnung kann unter 
folgendem Link abgerufen 
werden:  
 

https://eur-
lex.europa.eu/legal-
content/DE/TXT/PDF/?uri=C
ELEX:32019R1148&from=D
E 
 
Darüber hinaus hat die EU 
Leitlinien für die Durchfüh-
rung der Verordnung 
2019/1148 über die Vermark-
tung und Verwendung von 
Ausgangsstoffen für Explosiv-
stoffe erlassen. Diese Leit-
linien sollen die nationalen 
Behörden, Wirtschaftsteil-
nehmer und Online-Markt-
plätze der Mitgliedstaaten bei 
der Anwendung der Verord-
nung unterstützen. Die Leitl-
inien sind unter folgendem 
Link abrufbar:  
https://eur-
lex.europa.eu/legal-
content/DE/TXT/PDF/?uri=C
ELEX:52020XC0624(01)&fro
m=DE 
 
Die EU-Verordnung befindet 
sich aktuell in der nationalen 
Umsetzung. Dabei müssen 
noch abschließend die 
Zuständigkeiten der 
Behörden geklärt werden.  
Im Folgenden gibt das Merk-
blatt einen Überblick über die 
für die Batterieindustrie rele-
vanten Aspekte.   

 

Betroffenheit der Batterie-
industrie 

Die beschränkten und regu-
lierten Ausgangsstoffe befin-
den sich in Anhang 1 der 
Verordnung. Diese dürfen 
von Privatpersonen (Mitglie-
dern der Allgemeinheit) nicht 
bereitgestellt, von diesen 
nicht erworben, verbracht, 
besessen oder verwendet 
werden. Dies gilt jedoch nur, 
wenn bestimmte Grenzwerte 
überschritten werden. In 
einzelnen Fällen können 
Sondergenehmigungen für 
Privatpersonen ausgestellt 
werden, sofern bestimmte 
Konzentrationsgrenzwerte 
nicht überschritten werden. In 
Deutschland sind diese 
Sondergenehmigungen für 
Privatpersonen nicht vorge-
sehen, so dass die Abgabe an 
Privatperson verboten ist. 

Betroffen ist die Batteriein-
dustrie wegen der Nennung 
von Schwefelsäure in Anhang 
I. Als Konzentrationsgrenze 
für Schwefelsäure wird 15 
Prozent w/w angegeben. 
Oberhalb dieser Konzentra-
tionsgrenze ist die Verord-
nung zwingend beim Handel 
mit Schwefelsäure zu beach-
ten.  
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Schwefelsäure, die sich in 
einem Erzeugnis befindet, ist 
nicht von der Verordnung 
betroffen. Das heißt konkret 
für die Batterieindustrie, dass 
die mit Schwefelsäure befüll-
te Batterie nicht unter die 
Regelungen der Verordnung 
fällt, wohingegen die separa-
ten Schwefelsäurepackungen 
für trocken vorgeladene 
Batterien (zum Beispiel 
Motorradbatterien) unter die 
Verordnung fallen. Diese 
Schwefelsäurepackungen 
liegen im Normalfall über der 
Konzentrationsgrenze 15 
Prozent w/w.   

Das bedeutet, dass mit 
Inkrafttreten der Verord-
nung der Verkauf separater 
Schwefelsäurepackungen 
für trocken geladene 
Batterien an Privatper-
sonen verboten ist. Diese 
Regelungen gelten auch für 
den Onlinehandel.  

Dies hat zur Folge, dass der 
in der Lieferkette letzte 
Wirtschaftsteilnehmer (z.B. 
Baumarkt, Tankstelle, Werk-
statt) sicherstellen muss, 
dass separate Schwefel-
säurepackungen nicht an Pri-
vatpersonen verkauft werden, 
sondern dass diese durch 
den Verkäufer vor dem 
Verkauf in die Batterie zu 
füllen sind, d.h. keine Bereit-
stellung von Säurepacks in 
den Verkaufsräumen. Sollte 
die so befüllte Batterie 
zusätzlich noch versendet 
werden, so hat dies unter den 
dann üblichen gefahrgut-
rechtlichen Regelungen zu 
erfolgen.  

 

 

Pflichten in der Lieferkette – 
was muss beachtet werden 

Alle Akteure in der Lieferkette 
müssen für Behörden nach-
weisbar sein und unterliegen 
somit Pflichten zur Weiter-
gabe von Transaktionsdaten. 
Diese sollen helfen, Straf-

taten zu verhindern. Die 
Pflichten gelten auch für den 
Onlinehandel. 

Im Einzelnen regelt die 
Verordnung in Artikel 7 Infor-
mationspflichten, in Artikel 8 
Überprüfungspflichten und in 
Artikel 9 Meldepflichten. 
Diese sind umfangreich und 
müssen gegenüber den 
zuständigen Behörden nach-
gewiesen werden. Die von 
der EU veröffentlichten, oben 
genannten Leitlinien zeigen 
beispielhaft, wie diese Pflich-
ten umzusetzen sind. Im 
Folgenden werden die Pflich-
ten kurz erläutert.  

Informationspflichten  

Artikel 7 der Verordnung 
regelt die Informationspflich-
ten für Wirtschaftsteilnehmer 
- also Hersteller, Importeure, 
Großhändler- gegenüber ih-
ren Abnehmern. Demnach 
sind Wirtschaftsteilnehmer, 
die einem anderen Wirt-
schaftsteilnehmer Schwefel-
säurepackungen bereit-
stellen, verpflichtet, diesen 
darüber zu informieren, dass 
die Packungen nicht von 
Privatpersonen gemäß Artikel 
5, Absatz 1 und 2 der 
Verordnung erworben werden 
dürfen. Dies kann zum 
Beispiel durch eine ent-
sprechende Etikettierung der 
Verpackung oder durch einen 
Hinweis auf dem Sicherheits-
datenblatt zusammen mit 
einer Erwähnung auf den 
Lieferscheinen / Rechnungen 
erfolgen.  

Ferner regelt Artikel 7, dass 
jeder Wirtschaftsteilnehmer 
der Schwefelsäurepackungen 
an einen gewerblichen Ver-
wender oder einer Privat-
person verkauft, gegenüber 
den Behörden gewährleisten 
muss, dass seine Verkäufer 
wissen, welche Produkte 
Ausgangsstoffe für Explosiv-
stoffe enthalten und welche 
Pflichten er hat. Das heißt für 
das B2C-Geschäft, dass dem 
Verkäufer zum Beispiel klar 
sein muss, dass die Schwe-

felsäure vor der Abgabe an 
Privatpersonen in die Batterie 
gefüllt werden muss. Die 
Abgabe von Schwefelsäure-
packungen oder loser Schwe-
felsäure an Privatpersonen ist 
verboten. Wirtschaftsteilneh-
mer im B2B-Geschäft unter-
liegen zudem noch den Über-
prüfungs- und Meldepflichten.  

Überprüfungspflichten  

Artikel 8 der Verordnung re-
gelt die Überprüfungspflich-
ten denen ein Wirtschafts-
teilnehmer unterliegt. Erfolgt 
ein Verkauf an gewerbliche 
Kunden, muss bei jeder 
Transaktion geprüft werden, 
ob dieser auch wirklich ge-
werblich tätig ist. Dazu muss 
der bereitstellende Wirt-
schaftsteilnehmer folgende 
Informationen einholen, für 18 
Monate speichern und auf 
Verlangen den Behörden 
vorlegen:  

1. Identitätsnachweis der 

zur Vertretung des poten-

ziellen Kunden berech-

tigten Person; 

2. Gewerbliche, unterneh-

merische oder berufliche 

Tätigkeit des Kunden; 

3. Name, Anschrift, Umsatz-

steuer-Identifikations-

nummer oder jede andere 

relevante Unternehmens-

eintragungsnummer (so-

weit vorhanden) des 

Unternehmens; 

4. Beabsichtigte Verwen-

dung der beschränkten 

Ausgangsstoffe für Ex-

plosivstoffe durch den 

Kunden, indem der Ver-

käufer beurteilt, ob die 

beabsichtigte Verwen-

dung des Ausgangs-

stoffes mit der Tätigkeit 

des Kunden überein-

stimmt.  

Zur Erhebung dieser Daten 
kann das Muster in Anhang II 
verwendet werden. Die ange-
führten Informationen müs-
sen nicht erneut überprüft 
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werden, sofern die letzte 
Überprüfung des Kunden vor 
maximal einem Jahr ab dem 
Tag der Transaktion stattge-
funden hat und sich die 
aktuelle Transaktion nicht 
wesentlich von der vorheri-
gen unterscheidet.  
 
Sollten Zweifel bezüglich der 
rechtmäßigen Verwendung 
durch den Kunden bestehen, 
soll die Transaktion unter-
bleiben und es muss dies den 
zuständigen nationalen 
Kontaktstellen1 innerhalb von 
24 Stunden gemeldet werden 
(vgl. Meldepflichten). 
 

Meldepflichten  

Artikel 9 der Verordnung re-
gelt die Meldepflichten von 
Wirtschaftsteilnehmern und 
gewerblichen Verwendern bei 
verdächtigen Transaktionen. 
Zur Identifikation von ver-
dächtigen Transaktionen defi-
niert die Verordnung mehrere 
Anhaltspunkte, die einen Hin-
weis auf eine verdächtige 
Transaktion darstellen. Eine 
Meldung sollte bereits dann 
erfolgen, wenn nur einer der 
Anhaltspunkte erfüllt ist. 
Folgende Anhaltspunkte wer-
den beschrieben:  

 
1. Beim Kunden scheint Un-

klarheit über die beab-

sichtigte Verwendung des 

regulierten Ausgangs-

stoffs zu bestehen. 

2. Der Kunde scheint nicht 

mit der beabsichtigten 

Verwendung des regu-

lierten Ausgangsstoffs für 

Explosivstoffe vertraut zu 

sein oder kann sie nicht 

plausibel begründen.  

3. Der Kunde möchte re-

gulierte Ausgangsstoffe 

für Explosivstoffe in einer 

für eine legitime Verwen-

dung ungewöhnlichen 

Menge, Kombination oder 

Konzentration erwerben.  

4. Der Kunde ist nicht bereit, 

seine Identität, seinen 

Wohnsitz oder gege-

benenfalls seine Eigen-

schaft als gewerblicher 

Verwender oder Wirt-

schaftsteilnehmer nach-

zuweisen.  

5. Der Kunde besteht auf 

ungewöhnlichen Zah-

lungsmethoden - ein-

schließlich hoher Bar-

zahlungen.  

Verdächtige Transaktionen 
sollten innerhalb von 24 
Stunden an die nationalen 
Kontaktstellen (Landes-
kriminalamt) des Bundes-
landes, in dem die Liefer-
adresse liegt, (nach Mög-
lichkeit) unter Angabe der 
Identität des Kunden und der 
Gründe für die Einstufung als 
verdächtige Transaktion ge-
meldet werden. Dies gilt 
unabhängig davon, ob der 
Abnehmer ein Wirtschafts-
teilnehmer, eine Privatperson 
oder ein gewerblicher Ver-
wender ist. Bei Diebstählen 
und Abhandenkommen von 
erheblichen Mengen von 
Schwefelsäure müssen die 
nationalen Kontaktstellen 
innerhalb von 24 Stunden ab 
der Feststellung informiert 
werden. 
 
Um überhaupt verdächte 
Transaktionen zu erkennen, 
sollten Wirtschaftsteilnehmer 
zudem über ein Verfahren 
verfügen, das es ihnen er-
möglicht, verdächtige Trans-
aktionen erkennen zu kön-
nen. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  

 
1 In Deutschland übernehmen die 

Landeskriminalämter diese 
Aufgaben. 
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Auszug Anhang I 
 
Übersicht beschränkter Ausgangsstoffe für Explosivstoffe und zugehöriger Grenz- sowie 
Konzentrationswerte 
 
Die nachfolgenden Stoffe sowie Gemische, die diese Stoffe enthalten, dürfen Mitgliedern der 
Allgemeinheit nicht bereitgestellt werden und nicht von ihnen verbracht, besessen oder verwendet 
werden. Davon ausgenommen sind Stoffe und Gemische, die die Grenzwerte in der zweiten Zeile der 
einzelnen Tabellen unterschreiten oder diesen entsprechen. Ob eine Sondergenehmigung für die 
Abgabe an Mitglieder der Allgemeinheit durch die Mitgliedstaaten möglich ist, ist davon abhängig, ob der 
Grenzwert in Zeile drei der einzelnen Tabellen überschritten wird. Außerdem besteht für die 
nachfolgenden Stoffe die Pflicht das Abhandenkommen und den Diebstahl erheblicher Mengen sowie 
verdächtige Transaktionen innerhalb von 24 Stunden an die zuständigen nationalen Kontaktstellen zu 
melden.   
  
 

Stoffname und Registrierungsnummer des 
Chemical Abstracts Service (CAS-Nr.) 

Schwefelsäure (CAS-Nr. 7664-93-9) 

Grenzwert 15 % w/w 

Oberer Konzentrationsgrenzwert für eine 
Genehmigung nach Artikel 5 Absatz 3 

40 % w/w 

KN-Code für isolierte chemisch einheitliche Verbindungen, 
die die Anforderungen von Anmerkung 1 zu Kapitel 28 bzw. 
29 der KN erfüllen  

ex 2807 00 00 

KN-Code für Gemische ohne Zutaten (z. B. 
Quecksilber, Edel- oder Seltenerdmetalle oder radioaktive 
Stoffe), die unter einem anderen KN-Code einzureihen sind 
(1) 

ex 3824 99 96 
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